Kinderkrankengeld – Auszüge aus dem Kommentar

Da § 44 Abs. 1 Satz 2 Anwendung findet, besteht nur für bestimmte Versicherte Anspruch auf Krankengeld bei Erkrankung des Kindes. Dies sind die Personen, die auch bei Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Krankengeld haben. Für andere Versicherte ist der Anspruch auf Pflegekrankengeld demzufolge ausgeschlossen. So haben beispielsweise Familienversicherte (§ 10) oder Studenten keinen eigenen Anspruch auf Pflegekrankengeld.

Alleinerziehende Versicherte werden hinsichtlich des Anspruchs auf Pflegekrankengeld nicht schlechter gestellt als anspruchsberechtigte Eltern, die gemeinsam das Sorgerecht für ein Kind haben. Nach den bürgerlich-rechtlichen Vorschriften hat ein Alleinerziehender das alleinige Personensorgerecht für das betreffende Kind. Hierzu regelt § 1631 BGB die Personensorge mit der Verpflichtung und dem Recht, das Kind zu pflegen, zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen. Der Nachweis über das alleinige Personensorgerecht ist im Einzelfall unter Vorlage der entsprechenden Unterlagen vom Versicherten nachzuweisen. 
Alleinerziehende Versicherte, die ein Kind versorgen, haben einen Höchstanspruch von 20 Arbeitstagen pro Kalenderjahr. Sind mehrere Kinder zu versorgen, besteht ein maximaler Anspruch auf Pflegekrankengeld für 50 Arbeitstage pro Kalenderjahr.

Ist ein Elternteil beispielsweise durch einen längeren Krankenhausaufenthalt daran gehindert, das Sorgerecht für das Kind auszuüben, kann für den anderen Elternteil der verlängerte Anspruch auf Pflegekrankengeld wie bei Alleinerziehenden Versicherten eingeräumt werden. Dies prüft die Krankenkasse im Einzelfall.

Wird das Pflegekrankengeld nur für ein paar Stunden eines Tages berechnet und gezahlt, wird das nicht auf die Höchstanspruchsdauer angerechnet.

Leben die Eltern nicht nur vorübergehend getrennt und hat das Familiengericht das Sorgerecht noch nicht einem Elternteil übertragen, muss die Krankenkasse im Einzelfall entscheiden, ob ein Elternteil als alleinstehender Versicherter anzusehen ist. Dies hat letztendlich Auswirkungen auf die Dauer des zu zahlenden Pflegekrankengeldes.

Unter Betreuung ist auch die gegebenenfalls notwendige Fahrt zu einem Kinderarzt zu verstehen. So ist es beispielsweise möglich, dass ein Erziehungsberechtigter nur für einen Teil des Tages von der Arbeit fernbleibt und nur während dieser Zeit der Fahrt zum Kinderarzt bzw. der Zeit des Arztbesuches Pflegekrankengeld erhält. Auch dann, wenn sich ein Kind normalerweise im Kindergarten befindet, sich aber wegen Krankheit und der damit verbundenen Ansteckungsgefahr dort nicht aufhalten kann, kommt die Zahlung von Pflegekrankengeld in Betracht.

Der Versicherte kann unter den Voraussetzungen des § 616 Abs. 1 BGB Anspruch auf bezahlte Freistellung haben, wenn ein Kind erkrankt und er deshalb von der Arbeit fernbleibt.

Dieser Anspruch ist unabdingbar. Er kann nicht durch arbeitsvertragliche Regelung ausgeschlossen werden. Der Anspruch auf bezahlte Freistellung von der Arbeit wegen Beaufsichtigung, Betreuung und Pflege des erkrankten Kindes geht dem Anspruch auf Pflegekrankengeld vor. Im Falle einer Erkrankung des Kindes greift das Entgeltfortzahlungsgesetz mit seinen Regelungen zur Fortzahlung des Arbeitsentgelts nicht.

In der Praxis ist der Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts oftmals im Rahmen von Tarifverträgen ausgeschlossen. Deshalb kommt in den meisten Fällen ausschließlich eine Zahlung von Pflegekrankengeld durch den Krankenversicherungsträger in Betracht. Für die Zeit des Anspruchs auf Pflegekrankengeld wird der Arbeitnehmer nach § 45 von der Arbeit freigestellt. Dies bedeutet, dass der Anspruch auf Freistellung an den Anspruch auf Kinderkrankengeld geknüpft ist (siehe § 45 Abs. 3 SGB V).
Kinderpflegekrankengeld wird nur dann gezahlt, wenn keine andere im Haushalt lebende Person die Beaufsichtigung, Betreuung und Pflege des Kindes übernehmen kann. Andere im Haushalt lebende Personen können der Ehegatte, ältere Geschwister, Verwandte oder aber Partner in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft sein.
Das Kind muss entweder als Familienangehöriger nach § 10 oder selbst, z.B. als Waisenrentner nach § 5, gesetzlich krankenversichert sein. Ist das Kind beispielsweise über einen Elternteil privat krankenversichert, kommen Leistungen i.S. des § 45 SGB V nicht in Betracht. Hierdurch wird klargestellt, dass nur die Kinder, die durch die Solidargemeinschaft der gesetzlichen Krankenversicherung mit abgesichert sind, im Falle ihrer Krankheit den Versicherungsfall für die Zahlung von Pflegekrankengeld auslösen.

An Tagen, an denen der Versicherte nicht zur Arbeitsleistung verpflichtet ist, ruht grundsätzlich auch der Anspruch auf Pflegekrankengeld. Das sind arbeitsfreie Tage, wie beispielsweise das Wochenende (Samstag/Sonntag). Ist der Versicherte an diesen Tagen allerdings zur Arbeitsleistung verpflichtet, ruht der Anspruch auf Krankengeld nicht.

Anspruch auf Pflegekrankengeld besteht für jeweils 10 Arbeitstage pro Kalenderjahr. Diese Tage müssen nicht zusammenhängend in Anspruch genommen werden, sondern können sich auf das Kalenderjahr verteilen. Wird die Pflege des Kindes zum Jahreswechsel erforderlich, kann zusammenhängend ein Anspruch auf Pflegekrankengeld für 20 Arbeitstage bestehen.

Sind mehrere Kinder gleichzeitig erkrankt, wird der Anspruch auf Pflegekrankengeld auf insgesamt maximal 25 Arbeitstage verlängert.

Hinsichtlich der Feststellung der Höchstbezugsdauer können die jeweiligen Zeiträume des Pflegekrankengeldbezugs so verteilt werden, dass der Anspruch auf Pflegekrankengeld voll ausgeschöpft wird. Diese versichertenfreundliche Regelung sollte von der Krankenkasse praktiziert werden, um eine optimale Versorgung der Kinder bei Krankheit sicherzustellen.

Beide Elternteile können "ihren" jeweiligen Höchstanspruch von bis zu 25 Arbeitstagen bei der jeweiligen Krankenkasse ausschöpfen. Zeiten des Pflegekrankengeldbezugs des anderen Ehegatten werden nicht angerechnet.

Wechselt der Versicherte von einer gesetzlichen Krankenkasse zur anderen, werden die Zeiträume des vorherigen Pflegekrankengeldbezugs bei der anderen Krankenkasse in demselben Kalenderjahr angerechnet.

Gemeinsames Rundschreiben der Spitzenverbände der Krankenkassen vom 12. 12. 1991– Auszüge

Erhalten die Eltern im Falle des nicht nur vorübergehenden Getrenntlebens das nach bürgerlich-rechtlichen Vorschriften zu bestimmende gemeinsame Personensorgerecht aufrecht, hat jeder Elternteil grundsätzlich einen Anspruch auf Kinderpflege-Krankengeld für maximal 10 Arbeitstage bzw. für mehrere Kinder auf insgesamt 25 Arbeitstage innerhalb eines Kalenderjahres. Bei allein erziehenden Versicherten wird die Höchstanspruchsdauer je Kind im Kalenderjahr auf 20 Arbeitstage bzw. für mehrere Kinder auf insgesamt 50 Arbeitstage festgelegt.

[2] Es ist unter Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse im Einzelfall darüber zu entscheiden, ob der a ntragstellende Elternteil als allein erziehend angesehen werden kann. Als allein erziehend im Sinne des § 45 Abs. 2 Satz 1 SGB V gelten auch Versicherte, die als erziehender Elternteil faktisch alleinstehend sind. Für den erweiterten Anspruch auf Kinderpflege-Krankengeld von 20 Arbeitstagen ist dann nicht auf die alleinige Innehabung des Sorgerechts, sondern auf das tatsächliche Alleinstehen bei der Erziehung abzustellen (z. B. wenn das Kind grundsätzlich im gemeinsamen Haushalt mit einem Elternteil lebt und sich nur alle zwei Wochen am Wochenende beim anderen Elternteil aufhält; vgl. Urteil des Bundessozialgerichts vom 26. Juni 2007 - B 1 KR 33/06 R -). In diesen Fällen ist bei dem Begriff alleinerziehend nur noch abzustellen auf Elternteile, die

· faktisch alleinstehend sind,

· mit dem Kind in einem Haushalt zusammenleben und

· mindestens gemeinsam mit einem anderen das Sorgerecht für das Kind haben (Ausnahme: Stief-, Enkel- sowie Pflegekinder).

[3] Allein erziehend kann somit auch ein Elternteil sein, dem kein alleiniges Personensorgerecht zusteht. Sofern der betroffene Elternteil als faktisch bei der Erziehung alleinstehend zu betrachten ist, ist ihm der Anspruch auf Kinderpflege-Krankengeld für 20 Arbeitstage einzuräumen.

[4] Bei der Entscheidung über die Dauer des Anspruchs auf Kinderpflege-Krankengeld sollte den Wünschen der getrennt lebenden und gemeinsam sorgeberechtigten Eltern Rechnung getragen werden, zumal es in der Entscheidungskompetenz der Eltern liegt, die tatsächliche Wahrnehmung der Erziehungsverantwortung jeder Zeit zu ändern. Ihnen kommt insofern - wie im Falle des Zusammenlebens - ein Wahlrecht mit der Besonderheit zu, dass sich der individuell zustehende Anspruch verdoppeln kann. Für den anderen Elternteil ist der Anspruch auf Kinderpflege-Krankengeld in solchen Fällen ausgeschlossen. Eine entsprechende Er klärung der Eltern sollte als ausreichend angesehen werden

[5] Lebt der allein personensorgeberechtigte Elternteil in nichtehelicher Lebensgemeinschaft und steht das erkrankte Kind auch in einem Kindschaftsverhältnis zu dem Lebenspartner, sind die Ansprüche nach § 45 SGB V so zu beurteilen, als stünde beiden Elternteilen das Personensorgerecht gemeinsam zu. Steht das erkrankte Kind in keinem Kindschaftsverhältnis zu dem nichtehelichen Lebenspartner, ist nur der allein personensorgeberechtigte Elternteil nach § 45 SGB V anspruchsberechtigt. Soweit nichteheliche Partner oder andere Personen im Haushalt des allein personensorgeberechtigten Elternteils leben und in der Lage sind, das Kind im Krankheitsfall zu beaufsichtigen, zu betreuen oder zu pflegen, sind aus diesem Grunde Ansprüche nach § 45 Abs. 1 SGB V ausgeschlossen.

[6] Ist ein Elternteil an der Ausübung des Sorgerechts dadurch gehindert, dass er für einen längeren Zeitraum nicht im gemeinsamen Haushalt lebt (z. B. durch einen Krankenhausaufenthalt), wird empfohlen, dem anderen Elternteil den verlängerten Anspruch eines Alleinerziehenden einzuräumen. Hierzu reicht eine Erklärung des Versicherten aus.

7] Voraussetzung für die "Übertragung" des Anspruchs auf Kinderpflege-Krankengeld ist, dass der Arbeitgeber den Freistellungsanspruch nach § 45 Abs. 3 SGB V, den sein Arbeitnehmer bereits ausgeschöpft hat, nochmals gegen sich gelten lässt.

Bei einem Statuswechsel von einem gemeinsamen zu einem alleinigen Personensorgerecht oder umgekehrt darf die Höchstanspruchsdauer für das Kinderpflege-Krankengeld nach § 45 Abs. 2 SGB V von maximal 20 Arbeitstagen je Kind (maximal 50 Arbeitstage) nicht überschritten werden.
Beispiel [akt. 2006]
Sachverhalt: Verheiratetes Paar, beide versicherungspflichtig beschäftigt, 1 Kind (9 Jahre alt).

Bereits aus der Versicherung der Mutter gezahltes Krankengeld nach § 45 SGB V für 2006 10 Arbeitstage.

Bereits aus der Versicherung des Vaters gezahltes Krankengeld nach § 45 SGB V für 2006 5 Arbeitstage.

Scheidung am 1. 7.2006, alleiniges Personensorgerecht für die Mutter.

Lösung:
Da bereits für das Kind Im Jahr 2006 für 15 Arbeitstage Krankengeld nach § 45 SGB V gezahlt wurde, besteht in diesem Kalenderjahr für die Mutter als nunmehr Alleinerziehende noch ein Restanspruch für 5 Arbeitstage.
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